
Vorabentscheidungsersuchen des Augstākās tiesas Senāts 
(Republik Lettland), eingereicht am 1. September 2011 — 

Gunārs Pusts/Lauku atbalsta dienests 

(Rechtssache C-454/11) 

(2011/C 331/19) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Gunārs Pusts 

Beklagter: Lauku atbalsta dienests 

Vorlagefragen 

1. Sind die Rechtsvorschriften der Europäischen Union über 
die Rückzahlung von Beihilfen dahin auszulegen, dass die 
Zahlung einer Beihilfe als nicht gerechtfertigt angesehen 
werden kann, wenn der Beihilfeempfänger zwar weiterhin 
die Verpflichtungen erfüllt, das für den Antrag auf Zahlung 
vorgeschriebene Verfahren aber nicht eingehalten hat? 

2. Steht eine Regelung, nach der die von dem Beihilfeempfän­
ger eingegangenen Verpflichtungen allein deshalb als nicht 
mehr eingehalten angesehen werden, weil der Beihilfeemp­
fänger keinen Antrag gestellt hat, ohne dass ihm Gelegenheit 
gegeben wurde, sich dazu zu äußern, im Einklang mit den 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union über die Rück­
zahlung von Beihilfen? 

3. Steht eine Regelung, nach der im Falle, dass Überprüfungen 
vor Ort nicht mehr möglich sind (da ein Jahr abgelaufen ist) 
und folglich davon ausgegangen wird, dass die von dem 
Beihilfeempfänger eingegangenen Verpflichtungen nicht 
mehr eingehalten wurden, sämtliche während des Verpflich­
tungszeitraums bereits gewährten Beihilfebeträge vom Bei­
hilfeempfänger zurückzuzahlen sind, auch wenn sie bereits 
für mehrere Jahre zuerkannt und ausbezahlt wurden, im 
Einklang mit den Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union über die Rückerstattung von Beihilfen? 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Bremen 
(Deutschland) eingereicht am 2. September 2011 — 
Gothaer Allgemeine Versicherung AG, ERGO 
Versicherung AG, Versicherungskammer Bayern- 
Versicherungsanstalt des öffentlichen Rechts, Nürnberger 
Allgemeine Versicherungs-AG, Krones AG gegen Samskip 

GmbH 

(Rechtssache C-456/11) 

(2011/C 331/20) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Bremen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Gothaer Allgemeine Versicherung AG, ERGO Versiche­
rung AG, Versicherungskammer Bayern-Versicherungsanstalt des 
öffentlichen Rechts, Nürnberger Allgemeine Versicherungs AG, 
Krones AG 

Beklagte: Samskip GmbH 

Vorlagefragen 

1. Sind die Art. 32 und 33 EuGVVO ( 1 ) so auszulegen, dass 
unter den Begriff „Entscheidung“ grundsätzlich auch solche 
Entscheidungen fallen, die sich in der Feststellung des Nicht­
bestehens prozessualer Zulässigkeitsvoraussetzungen (sog. 
Prozessurteile) erschöpfen? 

2. Sind die Art. 32 und 33 EuGVVO so auszulegen, dass unter 
den Begriff der „Entscheidung“ auch ein die Instanz abschlie­
ßendes Urteil fällt, mit dem die internationale Zuständigkeit 
wegen einer Gerichtsstandsvereinbarung verneint wird? 

3. Sind Art. 32 und 33 EuGVVO vor dem Hintergrund der 
Rechtsprechung des EuGH zum Prinzip der Wirkungserstre­
ckung (Urt. des EuGH v. 4.02.1988 Rs C-145/86) dahin­
gehend auszulegen, dass jeder Mitgliedsstaat die Entschei­
dungen des Gerichts eines anderen Mitgliedsstaates über 
die Wirksamkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung zwischen 
den Parteien anzuerkennen hat, wenn nach dem nationalen 
Recht des Erstgerichts die Feststellung über die Wirksamkeit 
der Gerichtsstandsvereinbarung in Rechtskraft erwächst, und 
zwar auch dann, wenn die Entscheidung hierüber Teil eines 
Klage abweisenden Prozessurteils ist? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 
über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Voll­
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, ABl. 
L 12, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Dâmbovița 
(Rumänien), eingereicht am 5. September 2011 — Victor 

Cozman/Teatrul Municipal Târgoviște 

(Rechtssache C-462/11) 

(2011/C 331/21) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Dâmbovița 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Victor Cozman 

Beklagter: Teatrul Municipal Târgoviște
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